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Sachgebiet 707 

Der Bundesminister Bonn, den 13. September 1972 

für innerdeutsche Beziehungen 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Auswirkungen der Ostverträge auf das Zonenrand- 
gebiet 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Starke (Franken), 
Hösl, Dr. Sprung, Rock, Dr. Fuchs, Baron von Wrangel, 
Röhner, Dr. Jobst, Dr. Reinhard, Niegel, Dr. Warnke 
und Genossen 
- Drucksache VI/3749 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregierung für das 
Zonenrandgebiet von den Ostverträgen und den innerdeutschen 
Verträgen und Verhandlungen? 


Der Abschluß der bisherigen Verträge und das Bemühen der 
Bundesregierung um weitere Abkommen - insbesondere mit 
der DDR - sind ein wichtiger Beitrag zur politischen Entspan- 
nung in Europa. Die Bundesregierung erwartet, daß bei einer 
kontinuierlichen Fortentwicklung ihrer Politik die Lage des 
Zonenrandgebiets, das unter den Auswirkungen der Teilung 
Deutschlands besonders leidet, verbessert werden kann. 


2. Erwartet die Bundesregierung, daß die vorstehend genannten 
Verträge und Verhandlungen Wirtschaftsbeziehungen mit der 
DDR und den osteuropäischen Staaten herbeiführen werden, die 
geeignet sind, die nachteiligen Veränderungen der Standortbe- 
dingungen im Zonenrandgebiet, die sich aus der Teilung Deutsch- 
lands ergeben haben, zu beseitigen oder entscheidend zu min- 
dern? 

Wie müßten nach der Auffassung der Bundesregierung solche 
Wirtschaftsbeziehungen aussehen? 


Die Bundesregierung ist überzeugt, daß im Zuge ihrer Ent- 
spannungspolitik auch die Standortnachteile, die sich für das 
Zonenrandgebiet aus seiner jetzigen Randlage in der Bundes- 
republik Deutschland und im Bereich der Europäischen Gemein- 
schaft ergeben, vermindert werden können. Eine auf längere 
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Sicht zu erwartende Verstärkung der Wirtschaftsbeziehungen 
mit der DDR und den anderen Mitgliedern des Rates für gegen- 
seitige Wirtschaftshilfe gibt darüber hinaus Anlaß zu der Hoff- 
nung, daß das Zonenrandgebiet eine Brückenfunktion über- 
nehmen kann. 

Dabei muß allerdings berücksichtigt werden, daß angesichts der 
politischen Ausgangslage und wegen der Verschiedenheit der 
Wirtschaftssysteme konkrete Verbesserungen nicht von heute 
auf morgen, sondern nur im Rahmen einer langfristigen Ent- 
wicklung erreicht werden können. 


3. Erwartet die Bundesregierung insbesondere, daß die vorstehend 
genannten Verträge und Verhandlungen die besonders nach- 
teiligen Verkehrsverhältnisse im Zonenrandgebiet, die sich aus 
der Teilung Deutschlands und aus der dadurch herbeigeführten 
Veränderung der Wirtschaftsbeziehungen und der Verkehrs- 
richtungen ergeben, entscheidend verändert werden? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß - in Auswirkung der 
vorgenannten Verträge und Verhandlungen - die Schaffung 
oder die Verbesserung von Verkehrsverbindungen, die durch 
die Teilung Deutschlands eingetretenen nachteiligen Verände- 
rungen in den Verkehrsverhältnissen des Zonenrandgebiets 
ausgleichen sollen, aufgegeben oder hintangestellt werden dür- 
fen? Oder ist die Bundesregierung mit uns der Auffassung, daß 
diese Maßnahmen, insbesondere im Hinblick auf die lange Zeit, 
die unterdessen verstrichen ist, verstärkt fortgesetzt werden 
sollten? 

Die Bundesregierung erwartet, daß bei zunehmendem Ost-West- 
Handel und bei einer Verstärkung des Reiseverkehrs auch die 
traditionellen Verkehrsströme in diesem Raum wieder Bedeu- 
tung gewinnen werden. Wesentlich für die weitere Entwicklung 
des Zonenrandgebietes wird jedoch auch in Zukunft die über- 
wiegend erst nach dem Kriege geschaffene Verflechtung dieses 
Raumes mit den großen Wirtschaftszentren im Westen bleiben. 
Diese Verflechtung muß durch den Bau neuer und die Verbesse- 
rung bestehender Verkehrsverbindungen weiter gefestigt wer- 
den. Die Bundesregierung hält deshalb unverändert an ihrer 
Auffassung fest, daß die Verkehrserschließung und Verkehrs- 
bedienung im Zonenrandgebiet bevorzugt zu fördern ist. Sie 
wird hierzu noch in diesem Jahr einen zweiten Bericht über den 
Fortgang der Verkehrserschließung des Zonenrandgebiets vor- 
legen. 


4. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die vorstehend ge- 
nannten Verträge und Verhandlungen es ihr erlauben, die Maß- 
nahmen zur politischen, wirtschaftlichen, kommunalen und kul- 
turellen Stärkung des Zonenrandgebiets, denen bisher ein poli- 
tischer Vorrang zukam, wegfallen zu lassen oder zu vermin- 
dern? Oder ist die Bundesregierung mit uns der Auffassung, daß 
diese Maßnahmen gerade jetzt fortgesetzt und intensiviert wer- 
den müßten, wo zu einem Wettbewerb auf allen Gebieten im 
friedlichen Nebeneinandern unterschiedlicher Gesellschafts- 
systeme aufgerufen wird? 
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Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Maßnahmen 
zur Förderung des Zonenrandgebiets auch in Zukunft solange 
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fortgeführt werden müssen, bis auch in diesem Raum Lebens- 
bedingungen geschaffen sind, die denen im übrigen Bundes- 
gebiet entsprechen. Sie hat diese ihre Auffassung bereits in 
ihrem am 8. Oktober 1970 beschlossenen Entwurf für ein Zonen- 
randförderungsgesetz unzweideutig zum Ausdruck gebracht und 
hält auch heute nach Inkrafttreten dieses Gesetzes unverändert 
daran fest. Dessen ungeachtet erwartet die Bundesregierung von 
dem von ihr eingeleiteten Prozeß der Normalisierung des Ver- 
hältnisses zur DDR und zur CSSR, daß dadurch auch die Lage 
im Zonenrandgebiet günstig beeinflußt wird. Sie unternimmt 
damit erstmalig seit Bestehen der Bundesrepublik den Versuch, 
die in diesem Raum infolge der deutschen Teilung entstandenen 
Schwierigkeiten auch politisch und nicht nur durch Investitions- 
hilfen zu überwinden. 

In Vertretung 

Herold 
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